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Vortrag an den Ministerrat

GroRtes Pflegereformpaket der vergangenen Jahrzehnte

Jede Zeit hat ihre besonderen Herausforderungen: Gegenwartig sind neben der
Uberwindung der Pandemie etwa die Verhinderung einer drohenden Klimakatastrophe,
die Bewiltigung der inflationsbedingten Teuerungen sowie die durch den Digitalen
Wandel aufgeworfenen sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen ganz
vorne auf der Agenda. Die Erfahrungen der Pandemie, aber auch die demographische
Veranderung der 6sterreichischen Gesellschaft mit neuen Anspriichen an die Menschen
sowie die neuen und berechtigten Anspriiche der Menschen selbst, zeigen aber, dass
Osterreich in der Vergangenheit der enorm steigenden Bedeutung von Pflege und
Betreuung nicht ausreichend gerecht geworden ist. Insbesondere zeigt sich eine enorme
Be- und Uberlastung der in diesen Bereichen beschaftigten Menschen — nicht zuletzt
aufgrund der Zeit der Pandemie. Die Beschaftigtengruppe, der wir das psychische und
gesundheitliche Wohl eines wachsenden Teils der Bevélkerung anvertrauen, ist noch
immer von vergleichsweise schlecht entlohnten Strukturen und ungleichen, oftmals

Uberfordernden Arbeitsbedingungen ausgesetzt.

Eine wesentliche Sdule im dsterreichischen Pflegesystem stellen ebenso die pflegenden
Angehorigen dar. Was pflegende Angehorige leisten, muss entsprechend gewdirdigt
werden und sich in politischen Schliissen wiederfinden. Dazu zahlt neben mehr
Wertschatzung auch die Moglichkeit, durch praventive MaBnahmen personliche,

gesundheitliche oder gar finanzielle Folgen fir die Betroffenen abzufedern.



Gesamtgesellschaftlicher Konsens besteht dazu, dass Menschen in Osterreich mit Pflege-
und Betreuungsbedarf ihren individuellen Bedirfnissen entsprechend gut und
bedarfsgerecht versorgt werden miissen. Personen mit Pflegebedarf werden in Osterreich
Uber das Pflegegeld unterstiitzt — so wird ihnen ermdéglicht, sich autonom und
selbststdndig Unterstiitzung zu organisieren. Die Pflege und Betreuung von
pflegebediirftigen Menschen, stellt eine grolRe Herausforderung dar, die entsprechend
Berlicksichtigung finden muss. Aktuell hat fast eine halbe Million Menschen einen

Anspruch auf Pflegegeld, das sind mehr als 5% der osterreichischen Bevélkerung.

In der letzten , Pflegepersonal-Bedarfsprognose fiir Osterreich aus dem Jahr 2019 wird
von einem zusétzlichen Personalbedarf von ca. 76.000 Pflegekraften bis 2030
ausgegangen. Laut einer aktuellen Umfrage der Arbeiterkammer von Beschaftigten in der
Pflege (Sommer 2021) arbeiten rund zwei Drittel der Beschaftigten regelmaRig mehr, als
in ihrem jeweiligen Arbeitsvertrag vereinbart ist. Zusatzlich zeigen Uber drei Viertel der
7.000 Befragten Symptome im Bereich Depression und beinahe die Hélfte (42,4%) denkt
regelmaRig Gber Jobwechsel nach. Das heifSt, dass der ohnehin schon sehr akute
Personalmangel durch die Pandemie verscharfter und dringlicher zutage treten wird, als
im Jahr 2019 angenommen. Klar ist jedenfalls, COVID-19 hat die Arbeits- und
Lebenssituation sowohl von Pflegepersonal als auch von pflegenden Angehdrigen
nachhaltig verschlechtert. Sie gilt es, rasch und nachhaltig zu entlasten, um sie langfristig

im Beruf halten zu kénnen.

Weiters braucht es Schritte, um die Position von (zukiinftigen) Pflegenden sowie
pflegebedirftiger Menschen zu starken. Konkret missen Berufsrecht und Ausbildung an
den akuten (aber auch langerfristigen) Mehrbedarf an Ausbildungsplatzen angepasst,
Gehaltsordnungen Uberarbeitet und vereinheitlicht werden. Aber auch die Pflege daheim
darf nicht auBer Acht und Angehorige sowie zu pflegende Personen dirfen nicht mit ihrer

Situation allein gelassen werden.

Zuletzt soll nicht unerwahnt bleiben, dass europaische Nachbarstaaten bereits
entsprechende Mallnahmen setzen, um als Zielland fiir Pflegekrafte aus dem Ausland
attraktiver zu werden, was den akuten Pflegekraftemangel in Osterreich zusatzlich

befeuern wiirde.
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Die osterreichische Bundesregierung hat sich bereits im Regierungsprogramm zu zentralen
MaBnahmen bekannt, um dem vielschichtigen Reformbedarf in der Pflege Rechnung zu

tragen. Nun gilt es, in folgenden 4 Schritten die notwendigen Verbesserungen

umzusetzen:
1. AkutmaRnahmen fiir Beschaftigte
2. Zugang zu Beruf verbessern und Ausbildungswege erweitern
3. Verbesserungen fiir Pflegebedirftige und pflegende Angehoérige
4, Weiterentwicklung der 24h-Betreuung sowie Angleichung und Attraktivierung
der Einkommens- und Arbeitsbedingungen in Kombination mit Zielsteuerungs-
prozess
Erster Schritt

Zur Verbesserung der Einkommenssituation insbesondere der Beschaftigten mit
niedrigen Einkommen, aber auch zur Entlohnung von Kompetenzverschiebungen stellt die
Bundesregierung fiir die Jahre 2022 und 2023 insgesamt 520 Millionen Euro zur
Verfiigung. Diese sollen im Einvernehmen mit den Sozialpartnern so eingesetzt werden,
dass die Beschaftigten bereits in den nachsten drei Jahren, in denen die in der Folge
dargestellten Reformen noch in Umsetzung begriffen sind und daher noch nicht
vollstandig wirken kénnen, Verbesserungen in ihrer Arbeitssituation und Entlohnung
erkennen kénnen. Dies fiihrt bei aktuell rund 120.000 Vollzeitbeschaftigten in der Pflege
zu einer deutlichen Lohnerhohung. Wir verstehen dies auch als Ersuchen der Gesellschaft
an die in Pflege und Betreuung beschaftigten Menschen, trotz aller bisherigen Probleme
Vertrauen in die zu erwartenden Verbesserungen der nachsten Jahre zu gewinnen und ihr
Berufsfeld nicht zu verlassen. Wir — die Gesellschaft und die Bevolkerung dieses Landes —

brauchen euch.

Zur Reduktion der psychischen und physischen Belastung, zur Schaffung besserer
Erholungsmoglichkeiten der in Pflegeberufen beschaftigten Menschen sowie zur Erhéhung
der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sind MalRnahmen zu setzen, die direkt an der
Arbeitsrealitdt der Menschen ansetzen, also moglichst zeitnah zur Belastung wirken.
Bereits jetzt sind in einigen Pflegeberufen sechs Urlaubswochen in Kollektivvertragen
verankert. Das ist begriiRenswert, jedoch erfolgt dabei die Anrechnung zusatzlicher
Zeitgutschriften, etwa der sogenannten Nachtgutstunden, sodass diese nicht voll wirksam
werden. In der Pflegeassistenz, der Pflegefachassistenz und im gehobenen Dienst erhalten
Arbeitnehmer:innen ab Vollendung des 43. Lebensjahres und unabhangig von der Dauer

ihrer Betriebszugehorigkeit eine zusatzliche Entlastungswoche. Der gesetzlich verankerte
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Anspruch verhindert die Anrechnung von Nachtgutstunden auf diese zusatzliche Woche.
Zusatzlich wird kiinftig durch eine Anderung des Bundesgesetzes iiber SchutzmaRBnahmen
fiir das Krankenpflegepersonal sichergestellt, dass Liicken bei den Zeitgutschriften fiir
Nachtdienste geschlossen werden. Klinftig erhalten alle Pflegekrafte pro Nachtdienst von
mindestens 6 Stunden zwischen 22 und 6 Uhr in allen Einrichtungen der stationdren
Langzeitpflege- und Betreuung 2 Stunden Zeitguthaben.

Zweiter Schritt

Bereits im zweiten Quartal 2022 wird die Bundesregierung dem Nationalrat einen
Vorschlag fir ein Ausbildungs-Zweckzuschussgesetz vorlegen, das Menschen, die eine
Ausbildung in den Bereichen Pflege und Betreuung absolvieren, finanziell besserstellt.
Dabei wird eine finanzielle Unterstiitzung fiir die Absolvierung einer Erstausbildung in der
Pflegeassistenz, der Pflegefachassistenz sowie im gehobenen Dienst fiir Gesundheits- und
Krankenpflege an einer Gesundheits- und Krankenpflegeschule oder an einer
Fachhochschule mit zumindest 600 Euro pro Monat sichergestellt werden, wobei keine
Einkommenssteuer oder Sozialversicherungsbeitrdage anfallen. Auszubildende in
Sozialbetreuungsberufen, die eine Ausbildung zur Pflegeassistenz absolvieren sowie jene
an berufsbildenden Pflegeschulen erhalten zumindest 600€ monatlich fir die Zeiten der
Absolvierung von Pflichtpraktika. Zusatzlich werden bei zahlreichen Pflegeausbildungen
die Schul- und/oder Ausbildungskosten (ibernommen. Hierfir stellt die Bundesregierung

fiir die kommenden 3 Jahre insgesamt 225 Millionen Euro zur Verfligung.

Berufsumsteiger:innen und Personen mit Anspruch auf AMS-Férderungen haben einen
Bedarf an existenzsichernden Leistungen. Diese erhalten zukiinftig zur Deckung des
Lebensunterhaltes ein Pflegestipendium in der Hohe von 1.400€ monatlich. Hierfir
stehen insgesamt 25 Millionen Euro pro Jahr zur Verfligung. Die Inanspruchnahme des
Pflegestipendiums ist grundsatzlich weder an Anspruchsvoraussetzungen gem. AIVG noch
an den Nachweis einer bestimmten Dauer von

sozialversicherungsversicherungspflichtigen Beschaftigungszeiten gekniipft.

Angesichts des dringenden Bedarfs an zusatzlichen Menschen im Bereich Pflege und
Betreuung werden kiinftig zusatzliche Wege in Pflegberufe geférdert und es erfolgt die
Einflhrung einer Lehrausbildung gemal} BAG fir Gesundheits- und Krankenpflege fiir die
Pflegeassistenzberufe gem. GuKG. Davon umfasst sind eine 4-jdhrige Lehre mit
Lehrabschluss Pflegefachassistenz sowie eine 3-jahrige Lehre mit Lehrabschluss
Pflegeassistenz als durchldssiges Ausbildungskonzept. Dabei beriicksichtigt die Ausbildung

zur Lehre fiir Assistenzberufe in der Pflege die Altersgrenzen gemall GuKG und KJBG,
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wodurch die praktische Unterweisung am Krankenbett und im Operationssaal erst nach
Vollendung des 17. Lebensjahres erfolgen darf. Die Lehrlinge sind an die entsprechenden
Kompetenzen altersgerecht heranzufiihren. Die neuen Lehrberufe werden laufend
evaluiert und als monatliches Lehrlingseinkommen fiir das vierte Lehrjahr wird ein

Zielwert von mindestens 1.500 Euro brutto angestrebt.

Dariber hinaus flihrt — in Umsetzung des Regierungsprogramms — das Bundesministerium
fur Bildung, Wissenschaft und Forschung seit dem Schuljahr 2020/21 Schulversuche fir
Sozialbetreuung und Pflege im Rahmen dreijahriger berufsbildender mittlerer Schulen und
flinfjdhriger berufsbildender hoherer Schulen an 15 Standorten mit insgesamt rund 600
Schilerinnen und Schiiler durch. Damit wird ein Pflegeausbildungsangebot geschaffen, das
einerseits fur einen Pflegeberuf qualifiziert und gleichzeitig einen Zugang zum tertidren
Bildungswesen eroffnet. Die derzeitigen Schulversuche sind dulRerst nachgefragt und
sollen daher ins Regelschulwesen ibernommen werden. Auf Basis von Gesprachen mit
den Bundesldndern soll im Zuge dessen die Kooperation mit dem in den
Zustandigkeitsbereich der Lander fallenden fachpraktischen Teile dieser Ausbildungen
sichergestellt werden. Diese neuen Ausbildungsformen sollen ab dem Schuljahr 2023/24
starten und damit einen nahtlosen Ubergang sicherstellen. Dariiber hinaus werden die
bereits laufenden Schulversuche an berufsbildenden Schulen rasch in das
Regelschulwesen lberfiihrt.

Ebenso wird der Zugang zur Anerkennung im Ausland erworbener Ausbildungen bei
Sicherstellung der hohen Qualitatsstandards deutlich vereinfacht, beschleunigt und

entbirokratisiert werden.

Alle sich im Nostrifikationsprozess befindlichen Pflegekrafte erhalten die Méglichkeit, als
Pflegeassistenz oder Pflegefachassistenz tatig zu werden, bis der Prozess abgeschlossen
ist. Ein Eintrag ins Gesundheitsberuferegister wird bis Ende 2023 nicht erforderlich sein.
Dariber hinaus werden kiinftig vor allem Fachkrafte in Mangelberufen, dazu gehoren
auch Pflegekréfte, leichter die erforderlichen Punkte fiir die Rot-Wei3-Rot-Karte erhalten
kénnen. Angesichts des zunehmenden Bedarfs an qualifiziertem Pflegepersonal soll in
einem weiteren Schritt jenen auslandischen Absolventinnen und Absolventen von
Pflegeausbildungen an anerkannten inlandischen Ausbildungseinrichtungen, die sich
bereits rechtmaRig in Osterreich aufhalten, die Méglichkeit eréffnet werden, unmittelbar
nach Ausbildungsabschluss - ohne zusatzliche arbeitsmarktbehordliche Genehmigung -

eine ausbildungsadaquate Beschaftigung aufzunehmen.
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Als einen weiteren Schritt wird der Handlungsraum fiir Pflegeberufe unter bestimmten
gesetzlich definierten Voraussetzungen im Bereich des Infusionsmanagements (§15a
GuKG) ausgeweitet, sodass unnotige Blirokratie wegfallt und mehr Zeit flir den Menschen
bleibt. Gleichzeitig werden die Tatigkeitsbereiche im Pflegebereich besser voneinander
abgegrenzt. Dabei wird sichergestellt sein, dass ein Mehr an Arbeit und ein Mehr an
Verantwortung auch zu einem Mehr an Einkommen fiir die betroffenen Beschaftigten
durch die Lohnzuschldge ab 2023 fiihrt.

Dritter Schritt

Entsprechend dem Regierungsprogramm erfolgt zur besseren Unterstiitzung von
Menschen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr mit einer schweren psychischen oder
geistigen Behinderung, insbesondere einer demenziellen Beeintrachtigung, die

Weiterentwicklung des Pflegegeldes

Um den erweiterten Pflegebedarf von pflegebediirftigen Menschen ab dem vollendeten
15. Lebensjahr mit einer schweren geistigen oder schweren psychischen Behinderung
entsprechend zu erfassen, wird bei der Beurteilung des Pflegebedarfes seit dem 1.1.2009
ein pauschaler Erschwerniszuschlag in der Einstufungsverordnung zum
Bundespflegegeldgesetz berlicksichtigt, der den Mehraufwand fiir die aus der schweren
geistigen oder schweren psychischen Behinderung pflegeerschwerenden Faktoren der
gesamten Pflegesituation pauschal abgelten soll. Dieser Zeitwert soll daher von 25 auf 45
Stunden monatlich erhéht werden. Das Volumen dieser MaBnahme umfasst bis Ende
2023 rund 25,5 Millionen Euro pro Jahr.

Zur Unterstitzung der pflegenden Angehdrigen setzt die Bundesregierung zusatzlich

zahlreiche Schritte:

Derzeit besteht ein Rechtanspruch auf die Pflegekarenz fiir maximal einen Monat. Die
Pflegekarenz kann aber 3 Monate dauern und im Falle einer Erhéhung des Pflegebedarfs
um zumindest eine Stufe nochmals um 3 Monate verlangert werden. Kiinftig wird ein
Rechtsanspruch auf Pflegekarenz von 3 Monaten bestehen, sofern eine solche
Vereinbarung in Kollektivvertragen oder Betriebsvereinbarungen Berlicksichtigung
findet. Flir nahe Angehorige, vor allem fir jene, in deren Familien eine dringliche
Pflegesituation plotzlich aufgetreten ist, ist die Bewaltigung blirokratischer Erfordernisse
und damit auch die Antragstellung auf Pflegekarenzgeld innerhalb von 14 Tagen eine
schwere Belastung. Aus diesem Grund wird die Antragsfrist kiinftig auf 1 Monat
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verlangert, auch wenn die MaBnahme bereits beendet wurde. Zusatzlich wird die Frist
zur Antragstellung bei noch laufender Pflegekarenz auf bis zu 2 Monate verldngert.

Wenn pflegende Angehorige aufgrund von Krankheit, Urlaub oder sonstigen Griinden
voribergehend an der Pflege verhindert sind, kann von Seiten des Bundes ein Zuschuss
zur Abdeckung jener Kosten gewahrt werden, die im Falle der Verhinderung der
Hauptpflegeperson fiir die Inanspruchnahme von professioneller oder privater
Ersatzpflege entstehen. Die Mindestabwesenheitszeit von 7 Tagen (bzw. 4 Tagen bei
Minderjahrigen oder an Demenz erkrankten Personen) wird kiinftig auf 3 Tage gekiirzt.

Der maximale Verhinderungszeitraum betragt 28 Tage pro Jahr. Damit wird kiinftig mehr
pflegenden Angehdorigen eine haufigere Inanspruchnahme von pflegefreien Tagen
ermoglicht, da diese ihre pflegebedirftigen Familienmitglieder zumeist nicht GbermaRig
lange bei Ersatzpflegepersonen lassen kdnnen oder méchten. Das Volumen dieser
Malnahme umfasst bis Ende 2023 insgesamt 10 Millionen Euro pro Jahr.

Pflegende Angehorige sind zudem sehr haufig starken Belastungen, aber oftmals auch
einem Informationsmangel ausgesetzt. Um diesem Wissensdefizit zu begegnen, werden
pflegende Angehorige in Zukunft durch die Finanzierung von physischen sowie Online-
Pflegekursen unterstiitzt werden. Zur Finanzierung der Kurse werden die Richtlinien fur
die Gewadhrung von Zuwendungen zur Unterstiitzung pflegender Angehoriger (nach
Anho6rung des Bundesbehindertenbeirates) angepasst. Als Entlastung fir pflegende
Angehorige hat sich das auf 3 Termine begrenzte Angehodrigengesprach gezeigt. Das Ziel
dieser MaBnahme ist die Moglichkeit zur Aussprache zur Erhaltung bzw. Forderung der
Gesundheit, Verbesserung der Lebensqualitat der pflegenden Angehérigen sowie die
Er6ffnung neuer Perspektiven. Kiinftig erfolgt eine erneute Ausweitung des Angebots auf

5 Gesprachstermine. Daflir werden rund 350.000€ zur Verfluigung gestellt.

Familien mit Kindern mit Behinderung sind grof3en Belastungen, auch finanzieller Natur,
ausgesetzt. Als wesentliche Verbesserung fiir Pflegegeldbezieherinnen bzw.
Pflegegeldbezieher und zur Unterstltzung der Angehdrigenpflege wird die Anrechnung
der erh6hten Familienbeihilfe kiinftig entfallen. Von dieser MaRnahme, welches bis Ende
2023 ein Volumen von rund 33 Millionen Euro pro Jahr umfasst, profitieren rund 45.000
Personen, was eine wichtige MalBnahme zur Unterstilitzung von Familien mit Kindern mit

Behinderung darstellt.
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Vierter Schritt — Ausblick auf den Herbst 2022

Durch eine Verbesserung der arbeitsrechtlichen Bedingungen soll eine Attraktivierung des
Angestelltenverhaltnisses der 24h-Betreuung geschafft werden. Die 24h-Betreuung soll
vermehrt im Angestelltenverhaltnis stattfinden, wozu ein konkretes Modell gemeinsam
mit Sozialpartner:innen und Stakeholder:innen erarbeitet wird. Die selbststandige 24h-
Betreuung ist davon unberiihrt und bleibt zusatzlich bestehen. Im Zusammenhang mit der
Modellumsetzung wird zudem eine Anpassung des Zuschusses notwendig sein, um die
Valorisierung der Férderung sicherzustellen. Dazu stellt die Bundesregierung 16 Millionen
Euro jahrlich zur Verfiigung. Zudem soll auf Antrag ein Pflege-Daheim-Bonus — als
Anerkennung und Kostenbeitrag an die selbst- oder weiterversicherte Hauptpflegeperson
von Pflegebediirftigen ab Pflegegeldstufe 4 —in Hohe von 750 € im Jahr 2023 und 1.500 €
ab dem Jahr 2024 erfolgen. Die Bundesregierung stellt fiir diese MaBnahme bis Ende
2023 insgesamt 50 Millionen Euro pro Jahr zur Verfiigung.

Gleiche und attraktivere Einkommens- und Arbeitsbedingungen fiir alle Menschen, die
Pflege und Betreuung in Osterreich sicherstellen, ist die Voraussetzung fiir eine
Weiterentwicklung der Pflegevorsorge und die Sicherstellung der héchsten Qualitat fiir
die pflegebediirftigen Menschen. Das umfasst nicht allein das Einkommen, sondern auch
die Betreuungsschlissel, Vertretungsregelungen, Pausenregelungen und viele damit
zusammenhangende Regelungen, die in den unterschiedlichen Landern,
Tragerorganisationen und Einrichtungen voneinander abweichen. Der Bund hat in diesen
Bereichen keine verfassungsrechtliche Kompetenz. Eine Vereinheitlichung der
Rahmenbedingungen bedarf also eines komplexen Prozesses in Zusammenwirken mit den
Landern, dem Stadte- und dem Gemeindebund sowie themenspezifisch den Tragern,
Sozialpartner:innen und anderen Stakeholder:innen und entsprechender Zeit. Das
BMSGPK setzt derzeit gemeinsam mit den Bundeslandern einen strukturierten
Arbeitsprozess zu einer zielgesteuerten Pflege auf, in dessen Rahmen diese Fragen bis
Ende 2023 geldst werden sollen. Ziel ist es, bereits ab 2024 spiirbare Schritte zur

Vereinheitlichung der Rahmenbedingungen in ganz Osterreich umgesetzt zu haben.
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Wir stellen daher den

Antrag,

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen.

12. Mai 2022
Johannes Rauch Univ.-Prof. Mag. Dr. Martin Kocher
Bundesminister Bundesminister

9von9



	Größtes Pflegereformpaket der vergangenen Jahrzehnte 
	Erster Schritt 
	Zweiter Schritt 
	Dritter Schritt 
	Vierter Schritt – Ausblick auf den Herbst 2022 


